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Verordnung über die Entschädigung für Facharztentscheide bei der fürsorgerischen Unterbringung freiwillig Eingetretener

Sehr geehrte Damen und Herren
Am 25. April 2016 hat der Kantonsrat eine Änderung des Einführungsgesetzes zum Kindes- und Erwachsenenschutzrecht (EG KESR) beschlossen (ABl 2016-05-6; Meldungsnummer 153149). Mit dieser Änderung wurde einerseits eine gesetzliche Grundlage für die Entschädigung von Facharztentscheiden gemäss § 31 lit. b EG KESR geschaffen. Derartige Entscheide sind notwendig, wenn eine Person, die an einer psychischen Störung leidet und freiwillig in eine Klinik eingetreten ist, durch die ärztliche Leitung mittels eines Zurückbehaltungsentscheides aber am Verlassen der Klinik gehindert werden soll. In diesen Fällen muss eine Fachärztin oder ein Facharzt beigezogen werden, um eine FU zu prüfen und allenfalls anzuordnen (Art. 426 und 427 Abs. 2 ZGB in Verbindung mit § 31 lit. b EG KESR).
Zusätzlich wurde die Einzelzuständigkeit der KESB an Änderungen im Schweizerischen Zivilgesetzbuch angepasst. Die Änderung mit Bezug auf die Entschädigung von Facharztentscheiden erfordert eine Anpassung der Verordnung über die Entschädigung für Facharztentscheide betreffend die fürsorgerische Unterbringung freiwillig Eingetretener vom 16. Januar 2013. 
Nachdem die notwendige gesetzliche Grundlage im kantonalen Recht nunmehr geschaffen wurde, kann die Verordnung weitgehend aufgehoben werden. Regelungsbedarf besteht nur noch bezüglich des neuen § 35 a Abs. 1 EG KESR. Gemäss heute geltender Regelung richtet sich die Entschädigung der Ärztinnen und Ärzte für die einzelnen Aufwendungen sinngemäss nach dem Tarmed und dem kantonalen KVG-Taxpunktwert für frei praktizierende Ärztinnen und Ärzte (§ 1 Abs. 2 der Verordnung über die Entschädigung für Facharztentscheide betreffend die fürsorgerische Unterbringung freiwillig Eingetretener [LS 232.351]). Neu muss der Regierungsrat gestützt auf § 35 a Abs. 1 EG KESR in einer Verordnung eine Stundenpauschale und Zuschläge für Nacht-, Wochenend- und Feiertagseinsätze festlegen. Die Stundenpauschale deckt den Aufwand für Arbeits- und Fahrzeit ab. Die Wegkosten werden gestützt auf § 35a Abs. 2 zweiter Satz nach dem kantonalem Personalrecht entschädigt. 
Im Entwurf der Verordnung, den Sie im Anhang finden, wird eine Pauschale von Fr. 250 pro Stunde vorgeschlagen. Dies entspricht dem Betrag, der bereits heute von einem Teil der KESB für die fragliche Dienstleistung der Ärztinnen und Ärzte effektiv bezahlt wird. Für Nacht-, Wochenend- und Feiertagseinsätze wird ein Zuschlag von 20% vorgeschlagen. Die Einzelheiten dieser Regelung entsprechen weitgehend derjenigen in § 132 der Vollzugsverordnung zum Personalgesetz.
Wir stellen Ihnen den direktionsintern erarbeiteten Entwurf zu mit der Möglichkeit zur  Stellungnahme bis zum 14. Oktober 2016 (bitte auch in elektronischer Form an: eva.vontobel@ji.zh.ch).

Mit freundlichen Grüssen


Jacqueline Fehr



Geht an:
· Gesundheitsdirektion (mit separatem Begleitschreiben)
· Gemeindepräsidentenverband (GPV)
· Sozialkonferenz
· KESB-Präsidien-Vereinigung (KPV)
· Statthalterkonferenz

Beilagen:
· Entwurf  Verordnung über die Entschädigung der  Fachärztinnen und Fachärzte bei der fürsorgerischen Unterbringung freiwillig Eingetretener
· Text Gesetzesänderung EG KESR
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